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Dieter Senghaas

Zur aktuellen Debatte über Konsensethik und Konsensdemokratie a la africaine

polylog Nr. 2 (1998) ist eine faszinie-
rende Nummer der neuen Zeitschrift;

für interkulturelles Philosophieren.
Denn in diesem Heft wird deutlich, was inter-
kulturelles Philosophieren, soll es sich dabei
nicht nur um eine weitere Spielart akademischen
Raisonnements handeln, auszeichnet: die Kom-

bination grundsätzlich-philosophischer (konzep-
tueller), politik-theoretischer und praxis-bezo-
gener Überlegungen im Hinblick auf die Gestal-
tung öffentlicher Ordnung, die man als instibi-
tionalisierten Inbegriff von Kultur begreifen
kann. Zu der angestoßenen Diskussion im ge-
nannten Heft sollen folgende Überlegungen ei-
rüge Kommentare beisteuern:

l. Wenn für Konsensethik in prinzipieller
und praktischer Hinsicht plädiert wird, so ist
dies offensichtlich erforderlich, weil realiter Dis-

sens vorliegt. Ohne Dissens keine Bemühungen,
Konsens oder eventuell auch nur Rsmpromiß
herzustellen. Der plausible Ausgangspunkt aller
wirklichkeitsnahen Reflexion ist der real existie-
rende Dissens, also der Konflikt und nicht die

Konflikdosigkeit, der Streit und nicht die Har-
monie. Wie aber geht man mit Dissens, hier:
den auch in afrikanischen Gesellschaften beob-

achtbaren Konflikten um?

Liest man das letzte polylog-Heft (und auch
andere Beiträge aus Afrika), so hat man den Ein-
druck, es gäbe nur die Option Mehrparteiensy-
stem ä la Westminster-Modell (»winner takes
all«) oder Konsensdemokratie afrikanischer Pro-

venienz. Am Mehrparteiensystem wird kritisiert,
daß bestehende gesellschafdiche Zerklüftungen
akzentuiert würden, also beispielsweise ethni-
sehe Segmentierungen über dieses institutionel-
le Arrangement eine Zuspitzung erfahren,
während die afrikanische RDnsensdemokratie

eben der Sprengkraft solcher Zerklüftungen ent-
gegenwirkt, die Segmentierung abfedert und da-
mit einen passablen Modus vivendi schafft trotz
der real existierenden Konflikdinien. Im kon-

sensdemokratischen Projekt ist, wie Wiredu
schreibt, jede Partei Regierungspartei.

Die Konfrontation von wesdich-konfa-over-

sieller Demokratie und wünschbarer afrikani-

scher Konsensdemokratie hat zwei Schwächen.
Die erste besteht darin, daß das »winner takes

all«-Prinzip wirklich nur auf das Westminster-
ModeU zuü-ifft. Aber auch im real existierenden

Westminster-Land steht der »Gewinner« nicht

von vorneherein fest. Das heißt, das Prinzip wird
durch die Tatsache abgefedert, daß mit Regel-
mäßigkeit Gewinner zu \ferlierern werden und
umgekehrt. Jedoch ist in aUer Regel die Lage in
Demokraäen außerhalb Großbritanniens ganz
anders, weil dort nicht dem englischen Mehr-
heitswahlrecht gefolgt wird, sondern in diversen
Varianten dem Verhälfaiiswahlrecht. Damit gibt
es einen Zwang zur Koalitionsbildung - be-
kanndich ein in aller Regel schwieriger Prozeß.
Und manchmal tragen föderalistische Struktu-
ren überdies dazu bei (siehe Deutschland), daß
die koalitionären Mehrheitsverhältnisse auf Bun-

des- imd aufLänderebene nicht gleichläufig sind,
bei Gesetzesverfahren aber zwischen beiden

Ebenen Kompromisse gefunden werden müs-
sen, so daß in konkreten Vorhaben die Kompro-
misse über die Wülensrichtung einer einmal zu-
Stande gekommenen politischen Koalition hin-
ausreichen. Vielleicht sollte man in diesem Zu-

sammenhang nicht von einem Zwang zu Kan-
sens sprechen; aber es gibt ganz sicher den Im-
perativ übergreifender Kompromißregelungen.
Ansonsten blockiert sich Politik selbst. Fazit: Die

real existierende westliche Demokratie ent-
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Discsr Senifhaos:

og ;> Jarl dei Iransdisziplinan

»Stellen wir uns eine Ordnung vor,

in der Regierungen nicht von
Parteien, sondern durch den

Konsens gewählter
Repräsentanten gebildet werden.

Die Regierung wird, mit anderen

Worten, zu einer Art Koalition -

eine Koalition von Bürgern und

nicht, wie üblich, von Parteien.«

Kwasi WIREDU in polylog 2, S. 20.

spricht also keineswegs dem in der afrikanischen
Diskussion verbreiteten Büd der Mehrparteien-
deniokratie.

Weit interessanter ist jedoch, daß die Kon-
sensdemokratie selbst nicht neu erfunden wer-
den muß, denn in Theorie und Praxis existiert
sie schon realiter, wie die vergleichende Regie-
rungslehre dokumentiert. Diese lehrt uns, daß es
in modernen Gesellschaften, in denen Konflikt
ein unüberwindbarer Tatbestand ist, zwei Vari-

anten von Demokratie gibt: Die zitierte Mehr-
parteiendemokratie mit unterschiedlichen Aus-
prägungen, in der Regierung und Opposition
einmder gegenüberstehen imd es in aller Regel,
über Zeit betrachtet, eine entsprechende Rota-
tion gibt. Das zweite ModeU, die moderne Kon-
sensdemokratie, baut ebenfalls auf mehreren
Parteien auf, aber in diesem Modell kommt es

zwischen zwei oder mehreren Gruppierungen zu
einer Form des »power sharing«: Regieren wird
möglich auf der Grundlage wechselseitigen Ein-
Verständnisses. Das bedeutet, daß bei Streitfra-
gen ein tragfähiger Kompromiß zwischen den
Beteiligten, in der Regel den Eliten der jeweili-
gen Gruppen, erreicht werden muß. Deshalb
spricht man in diesem Zusammenhang in der
politischen Theorie von »consociational de-
mocracy«, im deutschen Sprachraum meist von
»Konkordanzdemokratie« oder »Rsnsensdemo-
kratie«.

Wenn Wiredu schreibt »jede fartei ist Re-
gierungspartei«, dann heißt das im Hinblick auf
die moderne Konsensdemokratie, daß Allpartei-
enregierungen, zumindest große Raalitionen
existieren, wie wir das beispielsweise im Schwei-
zer Bundesrat beobachten, wo seit 1959 eine

stabile KoaUäon regiert, an der nach einem fest-
en Proporz stets die vier stärksten Parteien und

in der Regel auch die drei großen Sprachgrup-
pen der Schweiz beteiligt sind. Weiteres Element
einer Konkordanzdemokratie ist die »proportio-
nale Repräsentation« der Gruppen in Parlamen-
ten, Regierung, Gerichten und Verwaltung. Dies
ist etwa in Belgien mit der paritätischen Beset-
zung des Ministerrates, der drei höchsten Ge-
richte sowie der zentralen Dienststellen der

Staatsverwaltung der Fall. Ein weiteres Arrange-
ment sind »Vetorechte« entweder Rir die Min-

derheit oder aber wechselseitig bei relativ gleich-
starken Gruppen. Die letztgenannte Variante
existiert in Belgien im Rahmen des »Gemein-
schaftsmehrheitsgesetzes«, wo bei bestimmten
festgelegten R-agen eine »besonders qualifizierte
Mehrheit« nötig ist. Das findet sich dort auch
beim sogenannten »Alanmglockenverfahren«, was
de facto auf ein Veto mit aufschiebender Wirkung
sowohl für Flamen als auch fiir Wallonen hinaus-

läuft. Bei einem »Gemeinschaftsmehrheitsge-
setz« ist die Zustimmung der Mehrheit jeder
Sprachgruppe in beiden Parlamentskammem er-
forderlich, außerdeni muß die Gesamtzahl der
Ja-Stimmen aus beiden Sprachgmppen zwei
Drittel der abgegebenen Stimmen erreichen.

Der angeßihrte Sachverhalt dokumentiert
zweierlei: Die gängige Theorie der Demofcratie
kennt auch die »Konsensdemokratie« als einen le-

giümen Ausdmck moderner Demokratie auf der Grund-
läge institutionell verfaßter Parteien. In der einschlä-
gigen demokratietheoretischen Debatte werden
die Vor- und Nachteile breit diskutiert. Die ent-

scheidende Rechtfertigung Rir Kansensdemo-
kratie ist ähnlich gelagert wie in der afrikani-
sehen Debatte: Ransensdemokratie wird ange-
strebt, weil sich in pluralen, vor allem ethnopo-
litisch zerklüfteten Gesellschaften ihre Alternati-
ve, das Wesfaninster-Modeü oder Koalitionsre-



gierungen mit Opposition, als Sprengkraft, also
als konterproduktiv herausgestellt haben. Es ist
deshalb nicht überraschend, daß auch in plura-
len Gesellschaften außerhalb Europas mit die-
sem Modell der Konkordanz- bzw Konsensde-

mokratie experimentiert wurde, um eine anders
nicht herstellbare Koexistenz zwischen diversen

Gruppierungen zustande zu bringen (Libanon,
Malaysia etc.). Manche dieser Experimente sind
gescheitert (z. B. die entsprechenden Versuche in
Zypern Anfang der 60er Jahre und in Nordirland
Anfang der 70er Jahre). Andere zeichnen sich
durch Erfolg aus, so inzwischen die entsprechen-
den Arrangements (Proporzsystem) in Südtirol.

2. Ist nun der Typ von Konsensdemokratie,
wie er in und Rir Afrika vorgeschlagen wird, ü-ag-
fähig? Die R-age läßt sich positiv beantworten,
wenn man die Inputs in dieses Modell Rir gege-
ben und für unproblematisch hält: also die Or-
ganisation endang von Verwandtschaftsgruppen
(lineage); die RoUe, die dem Alter und damit
verbunden der »Weisheit« zukommt, ebenfalls
das unterstellte und für erforderlich gehaltene
Verantwortungsgefühl sowie die Uberzeugungs-
kraft der wesentlichen Akteure (z. B. der chiefs),
die in den Darlegungen als »Harmonie-Mana-
ger« figurieren. Das alles sind Bestimmungs-
großen, die in jedweder ü-aditionalen Gesell-
schaft (also nicht nur in der afrikanischen) beob-
achtbar sind. Sie haben übrigens zur Vorausset-
zung, was selten erwähnt wird, daß sie nur in
kleinräumigen Zusammenhängen operativ wer-
den können. Aber sind die genannten Inputs in
die »afrikanische Konsensdemokratie« wirklich
so ohne weiteres zu unterstellen?

Bemerkenswert in den Darlegungen über
Konsensdemokratie in und für Afrika ist, daß
entscheidende Konflikdinien der heute real exi-

stierenden afrikanischen Gesellschaften im

großen und ganzen nicht reflektiert werden, Z.B.
diejenige zwischen den Städtern und der ländli-
chen Bevölkerung. In den entwicklungstheoreti-
sehen Reflexionen über Afrika spielt der »urban
bias« eine zentrale RoUe. Viele Fehlentwicklun-

?en Schwarz-Afrikas sind darauf zurückzuführen:

auf die strukturelle Bevorzugung der Stadtbevöl-
kerung und die systematische Benachteiligung
der im ländlichen Ftaum und in der Landwirt-

schaft erwerbstätigen Bevölkerung. Diese Kon-
flikdinie - sie wurde in der Entwicklungsfor-
schung eingehend diskutiert - ist nicht identisch
mit derjenigen zwischen Verwandtschaftsgrup-
pen; sie hat vielmehr etwas mit der politischen
Ökonomie des peripheren Kapitalismus zu tun.
Natürlich ist vorsteUbar, daß auch diese moder-
ne Konflikdinie konsensdemokratisch bearbeitet

wird. Aber dann würden sich ganz andere fartei-
ungen am Runden Tisch oder vergleichbaren in-
stitutionellen Arrangements treffen. Ob dabei
ü-aditionelle Prozeduren der Konfliktbearbei-

tung jedoch Erfolg hätten, kann mit Fug und
Recht bezweifelt werden, denn diese waren im
Kern autokratisch luid nicht demokratisch aus-

gerichtet. Die moderne Konfliktbearbeitoing ver-
langt aber auch in Afiika echte Beteiligung und
nicht Fassadendemokratie: Man wird das Ent-

wicklungsdilemma Schwarz-Afrikas nicht über-
winden können, wenn die mehrheitlich immer

noch bäuerliche Bevölkerung nur symbolisch am
politischen Prozeß beteiligt wird und die Topla-
stigkeit zugunsten der Städter und zuungunsten
des ländlichen Raumes einfach fortgeschrieben
wird. Auch ist die Problematik im übrigen nicht
eine Ueinräumigen Ausmaßes; sie beta-ifft viel-
mehr ganze Gesellschaften und sie bedarf des-
halb moJemer instituäoneUer Vorkehrungen (z. B.
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eines territorialweiten bäuerlichen Genossen-

schaftswesens) und entsprechender Repräsenta-
tion auf gesamtgesellschaftlicher Ebene (Bauern-
parteien!). Nur dann besteht die Chance, daß das
Wiredusche Projekt realisiert wird: daß nänilich
wirklich »alle Gesichtspunkte berücksichtigt weiden«.
In moderner Problemlage werden traditionale
Vorkehrungen dies nicht zustande bringen.

Im übrigen gilt auch Rir Afrika: Je weiter der
Strukturwandel voranschreitet imd je erfolgrei-
eher die Entwicklung wäre (welche Annahme
hinsichdich heutiger Bedingungen!), um so un-
wahrscheinlicher (übrigens auch dysfunktiona-
ler) wäre ein konsensorientiertes Nichtparteien-
System und um so mehr würde diese Vorstellung
zu einer nostalgischen Fiktion. Sie liefe Gefahr -
nicht bei den Theoretikern, aber in der Reali-

tat -, despotische Einparteiensystenie zu legiti-
mieren, nicht anders als das vielerorts in den ver-

gangenen Jahrzehnten der Fall war.
3. Gewinnbringend sind die Überlegungen

afrikanischer Autoren in und fiir Afrika, wo es

um die Befriedung bürgerkriegsgeschüttelter
Staaten geht, also »Versöhnung« (reconciliation)
angesagt ist: »ubuntu« - die Wiederherstellung
einer koexistenzfähigen Gemeinschaft (Anke
Graneß bezieht sich in ihrem Beitrag auf dieses
Konzept). Letzdich geht es dabei um eine Ver-
ständigung über die Spielregeln in einer neu zu
begründenden Nachkriegsordnung, also um eine
neue politische Verfassung.

Darauf bezogen sind die in dem Beitrag von
Gail M. Presbey zitierten Überlegungen von
Hannah Arendt besonders relevant, aber auch
nur daraufhin: Die Stärke des Arendtschen Ar-

guments bezieht sich auf politische Gründungs-
akte. Das sind Akte der Verfassungsgründung (so
wie Arendt sie in ihreni Buch über die amenka-

nische Revolution erörtert hat). Die Schwäche
der Arendtschen Argumentation besteht im
Hinblick aufAUtagspolitik: Sie aber betrifft 95 %
aller Politik in jedwedem Zusammenhang:
Außerhalb von Gründimgsakten (wie wir ihn in
den vergangenen Jahren in Südafrika beispielhaft
beobachten konnten) ist das Arendtsche Para-
digma wenig hilfreich, weil es angesichts der
Komplexität moderner Gesellschaften, auch der
heute schon in Afrika existierenden unterkom-

plex ist. Man könnte sagen: Das Arendtsche Pa-
radigma ist philosophisch überzeugend, aber im
Hinblick aufAlltagspolitik in operativer Hinsicht
aussageschwach, wenn nicht gar nichtssagend.
Deshalb wird man nicht umhin kommen, sich
durch die erfahrungswissenschafdichen Befunde
der vergleichenden Regierungslehre inspirieren
zu lassen, um möglicherweise eigene, den ördi-
chen Umständen angepaßte poliäsche \ferfas-
sungen zu finden bzw zu erfinden. Das Plädoyer
für Arendtsche »Räte« mit oder ohne Rückgriff
auf das »Akan-System« wird nicht ausreichen.

Damit ist eine sozialwissenschafüiche Ex-

pertise gefragt, gerade wenn man sich innerhalb
von philosophischen Problemstellungen bewegt.
So bleibt auch die Konfi-ontation von Konsens-

ethik imd Diskursethik, wie sie im letzten poly-
log-Heft nachlesbar ist, unzureichend, weil die
politische Organisation der Bearbeitung von Plwalität
im öffentlichen Raum nicht reflektiert wird. Von
dieser Organisation hängt aber das W)hl und
Wehe sich modernisierender und moderner,
auch der afrikanischen Gesellschaften ab. Es wä-

re also gut, philosophische, politik-theoretische
und erfahningswissenschqftliche Expertise zusam-
menzubringen, also angesichts der realen Proble-
me eine tromdisziplinäre Perspektive zu
pflegen.
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